
  1 von 22 

 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des KommAustria-Gesetzes 

Aufgaben und Ziele der KommAustria Aufgaben und Ziele der KommAustria 
§ 2. (1) Die Verwaltungsführung und Besorgung der Regulierungsaufgaben 

im Sinne des § 1 Abs. 1 umfasst die der KommAustria durch gesonderte 
bundesgesetzliche Vorschriften zugewiesenen Aufgaben, insbesondere: 

§ 2. (1) Die Verwaltungsführung und Besorgung der Regulierungsaufgaben 
im Sinne des § 1 Abs. 1 umfasst die der KommAustria durch gesonderte 
bundesgesetzliche Vorschriften zugewiesenen Aufgaben, insbesondere: 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. Erteilung von Bewilligungen zum Betrieb der für die Veranstaltung von 

Rundfunk notwendigen technischen Einrichtungen sowie 
Frequenzverwaltung nach dem TKG 2003, BGBl. I Nr. 70, 

 4. Erteilung von Bewilligungen zum Betrieb der für die Veranstaltung von 
Rundfunk notwendigen technischen Einrichtungen sowie 
Frequenzverwaltung nach dem TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/2021, 

 5. sonstige Verfahren gemäß § 120 TKG 2003,  5. sonstige Verfahren gemäß § 199 TKG 2021, 
 6. bis 15. ...  6. bis 15. ... 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
Zuständigkeit Zuständigkeit 

§ 13. (1) und (2) ... § 13. (1) und (2) ... 
(3) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Senate zu erledigen: (3) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Senate zu erledigen: 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 
 7. Wettbewerbsregulierung von Rundfunknetzen nach dem TKG 2003 

sowie sonstige Aufgaben nach dem TKG 2003; 
 7. Wettbewerbsregulierung von Rundfunknetzen nach dem TKG 2003 

sowie sonstige Aufgaben nach dem TKG 2021; 
 8. Erteilung der fernmelderechtlichen Bewilligungen für Rundfunk nach 

dem TKG 2003, sofern es sich um Mehrparteienverfahren handelt; 
 8. Erteilung der fernmelderechtlichen Bewilligungen für Rundfunk nach 

dem TKG 2021, sofern es sich um Mehrparteienverfahren handelt; 
 9. bis 13. ...  9. bis 13. ... 

(4) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Einzelmitglieder zu 
erledigen: 

(4) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Einzelmitglieder zu 
erledigen: 

 1. ...  1. ... 
 d) Erteilung der fernmelderechtlichen Bewilligungen für Rundfunk nach 

dem TKG 2003, soweit es sich um Einparteienverfahren handelt; 
 d) Erteilung der fernmelderechtlichen Bewilligungen für Rundfunk nach 

dem TKG 2021, soweit es sich um Einparteienverfahren handelt; 
 e) bis n) ...  e) bis n) ... 
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 2. und 3. ...  2. und 3. ... 

(5) und (6) ... (5) und (6) ... 
Aufgaben der RTR-GmbH Aufgaben der RTR-GmbH 

§ 17. (1) ... § 17. (1) ... 
(2) Die RTR-GmbH bildet den Geschäftsapparat der Telekom-Control-

Kommission. Dabei unterstützt sie die Telekom-Control-Kommission unter deren 
fachlicher Leitung und Weisung bei der Erfüllung der der Telekom-Control-
Kommission gesetzlich übertragenen Aufgaben (§ 117 TKG 2003) und Ziele (§ 1 
Abs. 2 TKG 2003) sowohl durch administrative Unterstützung als auch durch 
fachliche Unterstützung in technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen 
Angelegenheiten in den von dieser zu führenden Verfahren. Der RTR-GmbH 
obliegt weiters die Information der Öffentlichkeit über die Tätigkeit der Telekom-
Control-Kommission und der RTR-GmbH. 

(2) Die RTR-GmbH bildet den Geschäftsapparat der Telekom-Control-
Kommission. Dabei unterstützt sie die Telekom-Control-Kommission unter deren 
fachlicher Leitung und Weisung bei der Erfüllung der der Telekom-Control-
Kommission gesetzlich übertragenen Aufgaben (§ 198 TKG 2021) und Ziele (§ 1 
Abs. 2 TKG 2021) sowohl durch administrative Unterstützung als auch durch 
fachliche Unterstützung in technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen 
Angelegenheiten in den von dieser zu führenden Verfahren. Der RTR-GmbH 
obliegt weiters die Information der Öffentlichkeit über die Tätigkeit der Telekom-
Control-Kommission und der RTR-GmbH. 

(3) ... (3) ... 
(4) Der RTR-GmbH obliegt unter der Verantwortung des Geschäftsführers 

für den Fachbereich Telekommunikation und Post die Wahrnehmung der ihr 
zugewiesenen Aufgaben nach dem TKG 2003, dem Postmarktgesetz, BGBl. I 
Nr. 123/2009, nach § 7 ECG, BGBl. I Nr. 152/2000, und nach dem KartG 2005. 

(4) Der RTR-GmbH obliegt unter der Verantwortung des Geschäftsführers 
für den Fachbereich Telekommunikation und Post die Wahrnehmung der ihr 
zugewiesenen Aufgaben nach dem TKG 2021, dem Postmarktgesetz, BGBl. I 
Nr. 123/2009, nach § 7 ECG, BGBl. I Nr. 152/2000, und nach dem KartG 2005. 

(5) bis (7) ... (5) bis (7) ... 
Geschäftsführer für den Fachbereich Telekommunikation und Post Geschäftsführer für den Fachbereich Telekommunikation und Post 
§ 17a. (1) Der Geschäftsführer der RTR-GmbH für den Fachbereich 

Telekommunikation und Post wird vom Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie bestellt. Eine Weiterbestellung ist zulässig. Der Bestellung hat 
eine Ausschreibung zur allgemeinen Bewerbung voranzugehen. Die 
Ausschreibung ist vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
zu veranlassen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. 

§ 17a. (1) Der Geschäftsführer der RTR-GmbH für den Fachbereich 
Telekommunikation und Post wird von der Bundesministerin für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus für eine Amtszeit von mindestens drei Jahren aus einem 
Kreis von aufgrund ihrer Verdienste, Kompetenzen, Kenntnisse und Erfahrungen 
fachlich anerkannten und erfahrenen Persönlichkeiten bestellt. Eine 
Weiterbestellung ist zulässig. Der Bestellung hat eine Ausschreibung zur 
allgemeinen Bewerbung voranzugehen. Die Ausschreibung ist von der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zu veranlassen 
und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. 

(2) bis (8) ... (2) bis (8) ... 
Transparenz und Berichterstattung Transparenz und Berichterstattung 

§ 19. (1) und (2) ... § 19. (1) und (2) ... 
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(3) Der Bericht hat jeweils einen Abschnitt zu enthalten: (3) Der Bericht hat jeweils einen Abschnitt zu enthalten: 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. zur Erfüllung der Berichtspflicht nach § 34 Abs. 2 TKG 2003;  
 5. über die Vergabe der Mittel einschließlich eines Rechnungsabschlusses  5. über die Vergabe der Mittel einschließlich eines Rechnungsabschlusses 
 a. bis d. ...  a. bis d. ... 
 5a. bis 7. ...  5a. bis 7. ... 

(4) ... (4) ... 
Kostenerstattung bei Frequenzwechsel Kostenerstattung bei Frequenzwechsel 

§ 33a. (1) bis (3) ... § 33a. (1) bis (3) ... 
(4) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat der 

RTR-GmbH aus den bereits vorhandenen Erlösen an Frequenznutzungsentgelten 
für Frequenzzuteilungen gemäß § 55 Abs. 1 TKG 2003 die für die Erstattung der 
einem Berechtigten (§ 33b) nachweislich entstandenen Umstellungskosten 
(Abs. 2) erforderlichen Mittel innerhalb von zwei Monaten nach einer 
Bedarfsmeldung der RTR-GmbH zu überweisen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat der 
RTR-GmbH aus den bereits vorhandenen Erlösen an Frequenznutzungsentgelten 
für Frequenzzuteilungen gemäß § 16 Abs. 1 TKG 2021 die für die Erstattung der 
einem Berechtigten (§ 33b) nachweislich entstandenen Umstellungskosten 
(Abs. 2) erforderlichen Mittel innerhalb von zwei Monaten nach einer 
Bedarfsmeldung der RTR-GmbH zu überweisen. 

Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel für den Fachbereich 
Telekommunikation und Post, Telekommunikationsbranche 

Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel für den Fachbereich 
Telekommunikation und Post, Telekommunikationsbranche 

§ 34. (1) bis (4) ... § 34. (1) bis (4) ... 
(5) Beträge, die nach § 111 TKG 2003 abgeschöpft wurden, werden auf die 

von den übrigen Beitragspflichtigen zu leistenden Finanzierungsbeiträge 
angerechnet. Die Anrechnung erfolgt höchstens bis zur Höhe des im 
entsprechenden Jahr geschuldeten Finanzierungsbeitrags jedes 
Beitragspflichtigen. Mit allenfalls nach dieser Anrechnung verbleibenden 
Restbeträgen ist gemäß Abs. 4 dritter Satz zu verfahren. 

(5) Beträge, die nach § 190 TKG 2021 abgeschöpft wurden, werden auf die 
von den übrigen Beitragspflichtigen zu leistenden Finanzierungsbeiträge 
angerechnet. Die Anrechnung erfolgt höchstens bis zur Höhe des im 
entsprechenden Jahr geschuldeten Finanzierungsbeitrags jedes 
Beitragspflichtigen. Mit allenfalls nach dieser Anrechnung verbleibenden 
Restbeträgen ist gemäß Abs. 4 dritter Satz zu verfahren. 

(6) bis (15) ... (6) bis (15) ... 
Verfahrensvorschriften Verfahrensvorschriften 

§ 39. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der KommAustria nach § 8 
ORF-G, nach den § 6b Abs. 3, §§ 11, 12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d 
Abs. 4 PrR-G, nach den § 6 Abs. 3, §§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a 
Abs. 9 und 10, §§ 26, 27, 27a und 27b AMD-G sowie nach dem TKG 2003 haben 
abweichend von § 13 VwGVG keine aufschiebende Wirkung. Dies gilt auch für 
Entscheidungen der KommAustria im Rahmen der Rechtsaufsicht. Das 

§ 39. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der KommAustria nach § 8 
ORF-G, nach den § 6b Abs. 3, §§ 11, 12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d 
Abs. 4 PrR-G, nach den § 6 Abs. 3, §§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a 
Abs. 9 und 10, §§ 26, 27, 27a und 27b AMD-G sowie nach dem TKG 2021 haben 
abweichend von § 13 VwGVG keine aufschiebende Wirkung. Dies gilt auch für 
Entscheidungen der KommAustria im Rahmen der Rechtsaufsicht. Das 
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Bundesverwaltungsgericht kann die aufschiebende Wirkung im betreffenden 
Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn nach Abwägung aller berührten 
Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder mit der Ausübung der mit dem 
Bescheid eingeräumten Berechtigung für den Beschwerdeführer ein schwerer und 
nicht wieder gutzumachender Schaden verbunden wäre. 

Bundesverwaltungsgericht kann die aufschiebende Wirkung im betreffenden 
Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn nach Abwägung aller berührten 
Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder mit der Ausübung der mit dem 
Bescheid eingeräumten Berechtigung für den Beschwerdeführer ein schwerer und 
nicht wieder gutzumachender Schaden verbunden wäre. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
Großverfahren Großverfahren 

§ 40. (1) Sind an einem Verfahren vor der KommAustria, der Telekom-
Control-Kommission, der Post-Control-Kommission oder der RTR-GmbH 
voraussichtlich mehr als 100 Personen beteiligt, so kann die Behörde die 
Einleitung des Verfahrens durch Edikt kundmachen. 

§ 40. (1) Sind an einem Verfahren vor der KommAustria voraussichtlich 
mehr als 100 Personen beteiligt, so kann die Behörde die Einleitung des 
Verfahrens durch Edikt kundmachen.. 

(2) bis (8) ... (2) bis (8) ... 
In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 44. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 2001 in Kraft. § 44. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 2001 in Kraft. 
(2) bis (25) ... (2) bis (25) ... 
(23a) § 9 Abs. 1a, § 10 Abs. 5a, § 28 Abs. 5a und § 32 Abs. 5a in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/2021 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft und mit Ablauf des 
30. Juni 2021 außer Kraft. § 45 Abs. 17 tritt am 1. April 2020 in Kraft und mit 
Ablauf des 30. Juni 2021 außer Kraft. 

(26) § 9 Abs. 1a, § 10 Abs. 5a, § 28 Abs. 5a und § 32 Abs. 5a in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/2021 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft und mit Ablauf des 
30. Juni 2021 außer Kraft. § 45 Abs. 17 tritt am 1. April 2020 in Kraft und mit 
Ablauf des 30. Juni 2021 außer Kraft. 

 (27) § 2 Abs. 1 Z 4 und 5, § 13 Abs. 3 Z 7 und 8 sowie Abs. 4 Z 1 lit. d, § 17 
Abs. 2 und 4, § 17a Abs. 1, § 33a Abs. 4, § 39 Abs. 1, § 40 Abs. 1 und die 
Absatzbezeichnung des § 44 Abs. 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2021 treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden 
Monatsersten in Kraft. Gleichzeitig tritt § 19 Abs. 3 Z 4 außer Kraft.“ 
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Artikel 3 
Änderung der Strafprozeßordnung 1975 

§ 76a. (1) Anbieter von Kommunikationsdiensten und sonstige 
Diensteanbieter (§ 3 Z 2 ECG) sind auf Ersuchen von kriminalpolizeilichen 
Behörden, Staatsanwaltschaften und Gerichten, die sich auf die Aufklärung des 
konkreten Verdachts einer Straftat einer bestimmten Person beziehen, zur 
Auskunft über Stammdaten eines Teilnehmers (§ 90 Abs. 7 TKG) oder Nutzers 
eines sonstigen Dienstes (§ 3 Z 4 ECG) verpflichtet. 

§ 76a. (1) Anbieter von Kommunikationsdiensten und sonstige 
Diensteanbieter (§ 3 Z 2 ECG) sind auf Ersuchen von kriminalpolizeilichen 
Behörden, Staatsanwaltschaften und Gerichten, die sich auf die Aufklärung des 
konkreten Verdachts einer Straftat einer bestimmten Person beziehen, zur 
Auskunft über Stammdaten eines Nutzers (§ 181 Abs. 9 
Telekommunikationsgesetz – TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/xxxx) oder Nutzers eines 
sonstigen Dienstes (§ 3 Z 4 ECG) verpflichtet. 

(2) Gleiches gilt auf Anordnung der Staatsanwaltschaft (§ 102) für die 
Auskunft über folgende in § 99 Abs. 5 Z 2 TKG erwähnte Daten des Inhabers der 
betroffenen technischen Einrichtung: 

(2) Gleiches gilt auf Anordnung der Staatsanwaltschaft (§ 102) für die 
Auskunft über folgende in § 167 Abs. 5 Z 2 TKG 2021 erwähnte Daten des 
Inhabers der betroffenen technischen Einrichtung: 

 1. Name, Anschrift und Teilnehmerkennung des Teilnehmers, dem eine 
öffentliche IP- Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe der 
zugrunde liegenden Zeitzone zugewiesen war, es sei denn, dass diese 
Zuordnung eine größere Zahl von Teilnehmern erfassen würde; 

 1. Name, Anschrift und Teilnehmerkennung des Nutzers, dem eine 
öffentliche IP- Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe 
der zugrunde liegenden Zeitzone zugewiesen war, es sei denn, dass 
diese Zuordnung eine größere Zahl von Nutzers erfassen würde; 

 2. die bei Verwendung von E-Mail Diensten dem Teilnehmer zugewiesene 
Teilnehmerkennung; 

 2. die bei Verwendung von E-Mail Diensten dem Nutzer zugewiesene 
Nutzerkennung; 

 3. Name und Anschrift des Teilnehmers, dem eine E-Mail-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, und 

 3. Name und Anschrift des Nutzers, dem eine E-Mail-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, und 

 4. die E-Mail-Adresse und die öffentliche IP-Adresse des Absenders einer E-
Mail. 

 4. die E-Mail-Adresse und die öffentliche IP-Adresse des Absenders einer 
E-Mail. 

Die Bestimmungen der §§ 138 Abs. 5 und 139 gelten für diese Anordnung 
sinngemäß. 

Die Bestimmungen der §§ 138 Abs. 5 und 139 gelten für diese Anordnung 
sinngemäß. 

§ 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist § 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 
 1. …  1. … 
 2. „Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“ die Erteilung einer 

Auskunft über Verkehrsdaten (§ 92 Abs. 3 Z 4 TKG), Zugangsdaten (§ 92 
Abs. 3 Z 4a TKG), die nicht einer Anordnung gemäß § 76a Abs. 2 
unterliegen, und Standortdaten (§ 92 Abs. 3 Z 6 TKG) eines 
Telekommunikationsdienstes oder eines Dienstes der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes), 

 2. „Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“ die Erteilung 
einer Auskunft über Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 TKG 2021), 
Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021), die nicht einer Anordnung 
gemäß § 76a Abs. 2 unterliegen, und Standortdaten (§ 160 Abs. 3 Z 9 
TKG 2021) eines Telekommunikationsdienstes oder eines Dienstes der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes), 
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 2a. „Lokalisierung einer technischen Einrichtung“ der Einsatz technischer 

Mittel zur Feststellung von geographischen Standorten und der zur 
internationalen Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) ohne 
Mitwirkung eines Anbieters (§ 92 Abs. 3 Z 1 TKG) oder sonstigen 
Diensteanbieters (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 des E – Commerce –
 Gesetzes – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001), 

 2a. „Lokalisierung einer technischen Einrichtung“ der Einsatz technischer 
Mittel zur Feststellung von geographischen Standorten und der zur 
internationalen Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) 
ohne Mitwirkung eines Anbieters (§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2021) oder 
sonstigen Diensteanbieters (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 des E –
 Commerce – Gesetzes – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001), 

 2b. „Anlassdatenspeicherung“ das Absehen von der Löschung der in Z 2 
genannten Daten (§ 99 Abs. 2 Z 4 TKG), 

 2b. „Anlassdatenspeicherung“ das Absehen von der Löschung der in Z 2 
genannten Daten (§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021), 

 3. „Überwachung von Nachrichten“ das Überwachen von Nachrichten und 
Informationen, die von einer natürlichen Person über ein 
Kommunikationsnetz (§ 3 Z 11 TKG) oder einen Dienst der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes) 
gesendet, übermittelt oder empfangen werden, 

 3. „Überwachung von Nachrichten“ das Überwachen von Nachrichten und 
Informationen, die von einer natürlichen Person über ein 
Kommunikationsnetz (§ 4 Z 1 TKG 2021) oder einen Dienst der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes) 
gesendet, übermittelt oder empfangen werden, 

 4. …  4. … 
 5. „Ergebnis“ (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft, 

Lokalisierung oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die Daten 
einer Nachrichtenübermittlung (Z 2), die festgestellten geographischen 
Standorte und zur internationalen Kennung des Benutzers dienenden 
Nummern (IMSI) (Z 2a), die gesendeten, übermittelten oder empfangenen 
Nachrichten und Informationen (Z 3), die verschlüsselt gesendeten, 
übermittelten oder empfangenen Nachrichten und Informationen im Sinne 
von Z 3 sowie damit in Zusammenhang stehende Daten im Sinn des § 76a 
und des § 92 Abs. 3 Z 4 und 4a TKG (Z 3a) und die Bild- oder 
Tonaufnahme einer Überwachung (Z 4). 

 5. „Ergebnis“ (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft, 
Lokalisierung oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die 
Daten einer Nachrichtenübermittlung (Z 2), die festgestellten 
geographischen Standorte und zur internationalen Kennung des 
Benutzers dienenden Nummern (IMSI) (Z 2a), die gesendeten, 
übermittelten oder empfangenen Nachrichten und Informationen (Z 3) 
und die Bild- oder Tonaufnahme einer Überwachung (Z 4). 

§ 138. (1) … § 138. (1) … 
(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 

Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 
Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 92 
Abs. 3 Z 1 TKG) und sonstige Diensteanbieter (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 ECG) 
sind verpflichtet, unverzüglich Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu erteilen und an einer Überwachung 
von Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken; die rechtliche Zulässigkeit der 
Auskunftserteilung und Mitwirkung gründet auf der gerichtlichen Bewilligung. 

(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 
Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 
Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 160 
Abs. 3 Z 1 TKG 2021) und sonstige Diensteanbieter (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 
ECG) sind verpflichtet, unverzüglich Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu erteilen und an einer Überwachung 
von Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken; die rechtliche Zulässigkeit der 
Auskunftserteilung und Mitwirkung gründet auf der gerichtlichen Bewilligung. 
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Anordnungen zur Anlassdatenspeicherung (§ 135 Abs. 2b) haben sie unverzüglich 
zu entsprechen und die von der Löschungsverpflichtung ausgenommenen Daten 
(§ 99 Abs. 2 Z 4 TKG) nach Ablauf der angeordneten Dauer oder auf Grund einer 
Anordnung der Staatsanwaltschaft zu löschen. 

Anordnungen zur Anlassdatenspeicherung (§ 135 Abs. 2b) haben sie 
unverzüglich zu entsprechen und die von der Löschungsverpflichtung 
ausgenommenen Daten (§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021) nach Ablauf der 
angeordneten Dauer oder auf Grund einer Anordnung der Staatsanwaltschaft zu 
löschen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 514. (1) bis (47)… § 514. (1) bis (47)… 
 (48) § 76a, 134 Z 2, 2a, 2b, 3 und 5 und § 138 Abs. 2 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit dem auf den Tag der 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 4 
Änderung des Polizeikooperationsgesetzes 

Aufgabenerfüllung Aufgabenerfüllung 
§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 
(3) Ein Ermitteln von Daten zum Zwecke des Leistens von Amtshilfe ist nur 

zulässig 
(3) Ein Ermitteln von Daten zum Zwecke des Leistens von Amtshilfe ist 

nur zulässig 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. durch Einholen von Auskünften von Dienststellen der 

Gebietskörperschaften, der anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, der von diesen betriebenen Anstalten und von Betreibern 
öffentlicher Telekommunikationsdienste nach Maßgabe des § 53 Abs. 3a, 
3b und 3c des Sicherheitspolizeigesetzes (SPG), BGBl. Nr. 566/1991, 
sowie § 90 Abs. 7 des Telekommunikationsgesetzes 2003 (TKG), BGBl. 
Nr. 70/2003, 

 3. durch Einholen von Auskünften von Dienststellen der 
Gebietskörperschaften, der anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, der von diesen betriebenen Anstalten und von Betreibern 
öffentlicher Telekommunikationsdienste nach Maßgabe des § 53 
Abs. 3a, 3b und 3c des Sicherheitspolizeigesetzes (SPG), BGBl. 
Nr. 566/1991, sowie § 181 Abs. 9 des 
Telekommunikationsgesetzes 2021 (TKG 2021), BGBl. I Nr. xx/20xx, 

 4. und 5. …  4. und 5. … 
(4) und (5) … (4) und (5) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 20. (1) bis (10) … § 20. (1) bis (10) … 
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 (11) § 5 Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. xx/20xx 

tritt mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 
  

Artikel 5 
Änderung des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes 

Besondere Bestimmungen für die Ermittlungen Besondere Bestimmungen für die Ermittlungen 
§ 11. (1) Zur erweiterten Gefahrenerforschung (§ 6 Abs. 1 Z 1) und zum 

vorbeugenden Schutz vor verfassungsgefährdenden Angriffen (§ 6 Abs. 1 Z 2) ist 
die Ermittlung personenbezogener Daten nach Maßgabe des § 9 und unter den 
Voraussetzungen des § 14 zulässig durch 

§ 11. (1) Zur erweiterten Gefahrenerforschung (§ 6 Abs. 1 Z 1) und zum 
vorbeugenden Schutz vor verfassungsgefährdenden Angriffen (§ 6 Abs. 1 Z 2) 
ist die Ermittlung personenbezogener Daten nach Maßgabe des § 9 und unter 
den Voraussetzungen des § 14 zulässig durch 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. Einholen von Auskünften nach §§ 53 Abs. 3a Z 1 bis 3 und 53 Abs. 3b 
SPG zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 oder einem Betroffenen nach § 6 
Abs. 1 Z 2 sowie zu deren jeweiligen Kontakt- oder Begleitpersonen (§ 12 Abs. 1 
Z 4) von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 
Telekommunikationsgesetz 2003 – TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003) und 
sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I 
Nr. 152/2001), wenn die Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer 
Ermittlungsmaßnahmen aussichtslos wäre; 

 5. Einholen von Auskünften nach §§ 53 Abs. 3a Z 1 bis 3 und 53 Abs. 3b 
SPG zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 oder einem Betroffenen nach § 6 
Abs. 1 Z 2 sowie zu deren jeweiligen Kontakt- oder Begleitpersonen (§ 12 
Abs. 1 Z 4) von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste (§ 160 
Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2021 – TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx) 
und sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I 
Nr. 152/2001), wenn die Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer 
Ermittlungsmaßnahmen aussichtslos wäre; 

 6. …  6. … 
 7. Einholen von Auskünften über Verkehrsdaten (§ 92 Abs. 3 Z 4 

TKG 2003), Zugangsdaten (§ 92 Abs. 3 Z 4a TKG 2003) und 
Standortdaten (§ 92 Abs. 3 Z 6 TKG 2003), die nicht einer Auskunft nach 
Abs. 1 Z 5 unterliegen, zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 oder 
einem Betroffenen nach § 6 Abs. 1 Z 2 von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 TKG 2003) und sonstigen 
Diensteanbietern (§ 3 Z 2 ECG), wenn dies zur Vorbeugung eines 
verfassungsgefährdenden Angriffs, dessen Verwirklichung mit 
beträchtlicher Strafe (§ 17 SPG) bedroht ist, erforderlich erscheint und die 
Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer Ermittlungsmaßnahmen 
aussichtslos wäre. Eine Ermächtigung darf nur für jenen künftigen oder 
auch vergangenen Zeitraum erteilt werden, der zur Erreichung des Zwecks 

 7. Einholen von Auskünften über Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 
TKG 2021), Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021) und 
Standortdaten (§ 160 Abs. 3 Z 9 TKG 2021), die nicht einer Auskunft 
nach Abs. 1 Z 5 unterliegen, zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 
oder einem Betroffenen nach § 6 Abs. 1 Z 2 von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2021) und 
sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 ECG), wenn dies zur Vorbeugung 
eines verfassungsgefährdenden Angriffs, dessen Verwirklichung mit 
beträchtlicher Strafe (§ 17 SPG) bedroht ist, erforderlich erscheint und 
die Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer 
Ermittlungsmaßnahmen aussichtslos wäre. Eine Ermächtigung darf nur 
für jenen künftigen oder auch vergangenen Zeitraum erteilt werden, der 
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voraussichtlich erforderlich ist. zur Erreichung des Zwecks voraussichtlich erforderlich ist. 

Die Ermittlung ist zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. Die Ermittlung ist zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. 
(2) und (3) … (2) und (3) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 18. (1) bis (6) … § 18. (1) bis (6) … 

 (7) § 11 Abs. 1 Z 5 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. 
Nr. xx/20xx tritt mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden 
Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 6 
Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes 

Zulässigkeit der Verarbeitung Zulässigkeit der Verarbeitung 
§ 53. (1) bis (3) … § 53. (1) bis (3) … 
(3a) Die Sicherheitsbehörden sind berechtigt, von Betreibern öffentlicher 

Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 
Telekommunikationsgesetz 2003 - TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003) und sonstigen 
Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-Commerce-Gesetz - ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) 
Auskünfte zu verlangen: 

(3a) Die Sicherheitsbehörden sind berechtigt, von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 160 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2021 
– TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx) und sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-
Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) Auskünfte zu verlangen: 

 1. über Namen, Anschrift und Teilnehmernummer eines bestimmten 
Anschlusses wenn dies zur Erfüllung der ihnen nach diesem Bundesgesetz 
übertragenen Aufgaben erforderlich ist, 

 1. über Namen, Anschrift und Nutzernummer eines bestimmten 
Anschlusses wenn dies zur Erfüllung der ihnen nach diesem 
Bundesgesetz übertragenen Aufgaben erforderlich ist, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
 4. über Namen, Anschrift und Teilnehmernummer eines bestimmten 

Anschlusses durch Bezugnahme auf ein von diesem Anschluss geführtes 
Gespräch durch Bezeichnung eines möglichst genauen Zeitraumes und der 
passiven Teilnehmernummer, wenn dies zur Erfüllung der ersten 
allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr gefährlicher Angriffe 
erforderlich ist. 

 4. über Namen, Anschrift und Nutzernummer eines bestimmten 
Anschlusses durch Bezugnahme auf ein von diesem Anschluss 
geführtes Gespräch durch Bezeichnung eines möglichst genauen 
Zeitraumes und der passiven Nutzernummer, wenn dies zur Erfüllung 
der ersten allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr 
gefährlicher Angriffe erforderlich ist. 

(3b) … (3b) … 
(3c) In den Fällen der Abs. 3a und 3b trifft die Sicherheitsbehörde die (3c) In den Fällen der Abs. 3a und 3b trifft die Sicherheitsbehörde die 
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Verantwortung für die rechtliche Zulässigkeit des Auskunftsbegehrens. Die 
ersuchte Stelle ist verpflichtet, die Auskünfte unverzüglich und im Fall des 
Abs. 3b gegen Ersatz der Kosten nach der Überwachungskostenverordnung – 
ÜKVO, BGBl. II Nr. 322/2004, zu erteilen. Im Falle des Abs. 3b hat die 
Sicherheitsbehörde dem Betreiber überdies unverzüglich, spätestens innerhalb von 
24 Stunden eine schriftliche Dokumentation nachzureichen. In den Fällen des 
Abs. 3a Z 3 sowie Abs. 3b ist die Sicherheitsbehörde verpflichtet, 
den  Betroffenen darüber zu informieren, dass eine Auskunft zur Zuordnung seines 
Namens oder seiner Anschrift zu einer bestimmten IP-Adresse (§ 53 Abs. 3a 
Z 3)  oder zur Standortbeauskunftung (§ 53 Abs. 3b) eingeholt wurde, sofern hiefür 
die Verwendung von Vorratsdaten gemäß § 99 Abs. 5 Z 3 oder 4 iVm § 102a 
TKG 2003 erforderlich war. Dabei sind dem Betroffenen nachweislich und 
ehestmöglich die Rechtsgrundlage sowie das Datum und die Uhrzeit der Anfrage 
bekannt zu geben. Die Information Betroffener kann aufgeschoben werden, 
solange durch sie der Ermittlungszweck gefährdet wäre, und kann unterbleiben, 
wenn der Betroffene bereits nachweislich Kenntnis erlangt hat oder die 
Information des Betroffenen unmöglich ist. 

Verantwortung für die rechtliche Zulässigkeit des Auskunftsbegehrens. Die 
ersuchte Stelle ist verpflichtet, die Auskünfte unverzüglich und im Fall des 
Abs. 3b gegen Ersatz der Kosten nach der Überwachungskostenverordnung – 
ÜKVO, BGBl. II Nr. 322/2004, zu erteilen. Im Falle des Abs. 3b hat die 
Sicherheitsbehörde dem Betreiber überdies unverzüglich, spätestens innerhalb 
von 24 Stunden eine schriftliche Dokumentation nachzureichen.  

(3d) bis (5) … (3d) bis (5) … 
Zentrale Datenverarbeitung zur Einsatzunterstützung Zentrale Datenverarbeitung zur Einsatzunterstützung 

§ 58e. (1) Der Bundesminister für Inneres und die Landespolizeidirektionen 
sind als gemeinsam Verantwortliche ermächtigt, für die Administration von 
Notrufen (§§ 5 Abs. 7, 92a) sowie für die Unterstützung bei der Koordination von 
Einsätzen Daten über Personen sowie Sachen und Gebäude gemeinsam zu 
verarbeiten. Es dürfen zu Personen, die von einem Notruf oder Einsatz betroffen 
sind, die erforderlichen Identifikations- und Erreichbarkeitsdaten einschließlich 
Daten gemäß § 98 TKG 2003 und soweit erforderlich besondere Kategorien 
personenbezogener Daten (§ 39 DSG) verarbeitet werden. Darüber hinaus dürfen 
die erforderlichen Sachdaten einschließlich KFZ-Kennzeichen, der 
Mindestdatensatz eines eCalls, Daten zu Zeit, Ort, Grund und Art des Einsatzes, 
Erreichbarkeitsdaten von sonstigen zu verständigenden Stellen (Abs. 3) sowie 
Verwaltungsdaten verarbeitet werden. 

§ 58e. (1) Der Bundesminister für Inneres und die 
Landespolizeidirektionen sind als gemeinsam Verantwortliche ermächtigt, für 
die Administration von Notrufen (§§ 5 Abs. 7, 92a) sowie für die Unterstützung 
bei der Koordination von Einsätzen Daten über Personen sowie Sachen und 
Gebäude gemeinsam zu verarbeiten. Es dürfen zu Personen, die von einem 
Notruf oder Einsatz betroffen sind, die erforderlichen Identifikations- und 
Erreichbarkeitsdaten einschließlich Daten gemäß § 124 TKG 2021 und soweit 
erforderlich besondere Kategorien personenbezogener Daten (§ 39 DSG) 
verarbeitet werden. Darüber hinaus dürfen die erforderlichen Sachdaten 
einschließlich KFZ-Kennzeichen, der Mindestdatensatz eines eCalls, Daten zu 
Zeit, Ort, Grund und Art des Einsatzes, Erreichbarkeitsdaten von sonstigen zu 
verständigenden Stellen (Abs. 3) sowie Verwaltungsdaten verarbeitet werden. 

(2) Die gemäß § 93 Abs. 3 TKG 2003 im Rahmen der Entgegennahme von 
Notrufen aufgezeichneten Gespräche sind nach drei Monaten, die übrigen Daten 
nach Beendigung und Evaluierung des Einsatzes, längstens jedoch nach 18 
Monaten zu löschen. 

(2) Die gemäß § 161 Abs. 3 TKG 2021 im Rahmen der Entgegennahme 
und Abwicklung von Notrufen aufgezeichneten Gespräche sind nach drei 
Monaten, die übrigen Daten nach Beendigung und Evaluierung des Einsatzes, 
längstens jedoch nach 18 Monaten zu löschen. 
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(3) … (3) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 94. (1) bis (52) … § 94. (1) bis (52) … 

 (53) § 53 Abs. 3a und 3c sowie § 58e Abs. 1 und 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 7 

Änderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018 
Unerbetene Nachrichten Unerbetene Nachrichten 

§ 69. (1) Die Zulässigkeit der Zusendung unerbetener Nachrichten zur 
Werbung für eines der in § 1 Z 7 genannten Finanzinstrumente und für 
Veranlagungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 KMG richtet sich nach § 107 des 
Telekommunikationsgesetzes 2003 – TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003. 

§ 69. (1) Die Zulässigkeit der Zusendung unerbetener Nachrichten zur 
Werbung für eines der in § 1 Z 7 genannten Finanzinstrumente und für 
Veranlagungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 KMG richtet sich nach § 174 des 
Telekommunikationsgesetzes 2021 – TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx. 

§ 90. (1) bis (9)… § 90. (1) bis (9)… 
(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die 

Bestimmungen des 12. Abschnitts des Telekommunikationsgesetzes 2003 – 
TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003, unberührt. 

(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die 
Bestimmungen des 14. Abschnitts des Telekommunikationsgesetzes 2021 – 
TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, unberührt. 

(11)… (11)… 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 117. Dieses Bundesgesetz tritt mit 3. Jänner 2018 in Kraft. § 117. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 3. Jänner 2018 in Kraft. 
 (2) § 69 Abs. 1 und § 90 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I. Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden 
Monatsersten in Kraft. 
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Artikel 8 
Änderung des Börsegesetzes 2018 

Überwachungsbefugnisse der FMA Überwachungsbefugnisse der FMA 
§ 93. (1) bis (9)… § 93. (1) bis (9)… 
(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die 

Bestimmungen des 12. Abschnitts des Telekommunikationsgesetzes 2003 – 
TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003, unberührt. 

(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die 
Bestimmungen des 14. Abschnitts des Telekommunikationsgesetzes 2021 – 
TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, unberührt. 

  
§ 153. (1) bis (9)… § 153. (1) bis (9)… 
(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die 

Bestimmungen des 12. Abschnitts des Telekommunikationsgesetzes 2003 – 
TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003, unberührt. 

(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die 
Bestimmungen des 14. Abschnitts des Telekommunikationsgesetzes 2021 – 
TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, unberührt. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 194. (1) bis (8)… § 194. (1) bis (8)... 

 (9) § 93 Abs. 10 und § 153 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I. Nr. xx/20xx treten treten mit dem auf den Tag der Kundmachung 
folgenden Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 9 
Änderung des Postmarktgesetzes 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

 § 1 bis § 5 ...  § 1 bis § 5 ... 
2. Abschnitt 

Universaldienst 
2. Abschnitt 

Universaldienst 
 § 6 bis § 15 ...  § 6 bis § 15 ... 
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3. Abschnitt 

Pflichten des Universaldienstbetreibers 
3. Abschnitt 

Pflichten des Universaldienstbetreibers 
 § 16 bis § 23 ...  § 16 bis § 23 ... 

4. Abschnitt 
Postdienste 

4. Abschnitt 
Postdienste 

 § 24 bis § 36 ...  § 24 bis § 36 ... 
5. Abschnitt 

Postbehörden, Aufsichtsrecht 
5. Abschnitt 

Postbehörden, Aufsichtsrecht 
 § 37 bis § 44a ...  § 37 bis § 44a ... 
  § 44b Großverfahren 
 § 45 bis § 54 ...  § 45 bis § 54 ... 

6. Abschnitt 
Strafbestimmungen 

6. Abschnitt 
Strafbestimmungen 

 § 55 bis § 57 ...  § 55 bis § 57 ... 
7. Abschnitt 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 
7. Abschnitt 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 § 58 bis § 64 ...  § 58 bis § 64 ... 

Postbehörden, Regulierungsbehörden Postbehörden, Regulierungsbehörden 
§ 37. (1) bis (3)… § 37. (1) bis (3)… 
(4) Zur Durchführung von Verwaltungsverfahren nach diesem Bundesgesetz 

ist für das gesamte Bundesgebiet das mit § 112 des 
Telekommunikationsgesetzes 2003, BGBl. I Nr. 70/2003, eingerichtete 
Fernmeldebüro zuständig. Gegen dessen Bescheide kann Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. 

(4) Zur Durchführung von Verwaltungsverfahren nach diesem 
Bundesgesetz ist für das gesamte Bundesgebiet das mit § 191 des 
Telekommunikationsgesetzes 2021 – TKG 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, 
eingerichtete Fernmeldebüro zuständig. Gegen dessen Bescheide kann 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. 

Zusammensetzung der Post-Control-Kommission Zusammensetzung der Post-Control-Kommission 
§ 41. (1) … § 41. (1) … 
(2) § 118 Abs. 1 bis 6 TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003, gilt mit folgender 

Maßgabe sinngemäß auch für die Post-Control-Kommission: 
(2) § 196 Abs. 1 bis 7 TKG 2021, gilt mit folgender Maßgabe sinngemäß 

auch für die Post-Control-Kommission: 
 1. Das richterliche Mitglied der Telekom-Control-Kommission und das 

Mitglied, das in der Telekom-Control-Kommission über juristische und 
ökonomische Kenntnisse zu verfügen hat, sind in dieser Funktion auch 

 1. Das richterliche Mitglied der Telekom-Control-Kommission und das 
Mitglied, das in der Telekom-Control-Kommission über juristische und 
ökonomische Kenntnisse zu verfügen hat, sind in dieser Funktion auch 
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Mitglieder der Post-Control-Kommission, solange sie Funktionsträger in 
der Telekom-Control-Kommission sind. Die für diese beiden Mitglieder 
bestellten Ersatzmitglieder der Telekom-Control-Kommission nach § 118 
Abs. 2 TKG 2003 sind auch deren Ersatzmitglieder in der Post-Control-
Kommission. 

Mitglieder der Post-Control-Kommission, solange sie Funktionsträger 
in der Telekom-Control-Kommission sind. Die für diese beiden 
Mitglieder bestellten Ersatzmitglieder der Telekom-Control-
Kommission nach § 196 Abs. 2 des TKG 2021 sind auch deren 
Ersatzmitglieder in der Post-Control-Kommission. 

 2. …  2. … 
(3) … (3) … 

 Großverfahren 
 § 44b. (1) Sind an einem Verfahren vor der Post-Control-Kommission 

voraussichtlich mehr als 100 Personen beteiligt, können sie die Einleitung des 
Verfahrens durch Edikt kundmachen. 

 (2) Wurde die Einleitung eines Verfahrens mit Edikt kundgemacht, hat dies 
zur Folge, dass jemand seine Stellung als Partei verliert, wenn er nicht 
innerhalb einer Frist von sechs Wochen ab Veröffentlichung des Edikts seine 
Betroffenheit schriftlich glaubhaft macht. § 42 Abs. 3 AVG ist sinngemäß 
anzuwenden. 

 (3) Das Edikt hat zu enthalten: 
    1. die Beschreibung des Verfahrensgegenstandes; 
    2. die Frist gemäß Abs. 2; 
    3. den Hinweis auf die Rechtsfolgen des Abs. 2; 
    4. gegebenenfalls den Hinweis, dass das Verfahren unter Zuhilfenahme 

von elektronischen Kommunikationswegen geführt wird und 
Kundmachungen und Zustellungen im Verfahren durch Edikt auf der 
Website der Regulierungsbehörde vorgenommen werden können; 

    5. gegebenenfalls den Hinweis, dass die Regulierungsbehörde den 
Parteien Akteneinsicht auch elektronisch gewährt. 

 (4) Die Regulierungsbehörde kann eine mündliche Verhandlung durch 
Edikt anberaumen, wenn die Einleitung des Verfahrens mit Edikt kundgemacht 
worden ist oder gleichzeitig kundgemacht wird. Es gelten die Rechtsfolgen des § 
42 Abs. 1 AVG. § 44e Abs. 1 und 2 AVG sind anzuwenden. 

 (5) Das Edikt zur Verfahrenseinleitung sowie das Edikt zur Anberaumung 
einer mündlichen Verhandlung sind auf der Website der Regulierungsbehörde 
kundzumachen. 
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 (6) Wurde die Einleitung eines Verfahrens mit Edikt kundgemacht, können 

Kundmachungen und Zustellungen im Verfahren durch Edikt auf der Website 
der Regulierungsbehörde vorgenommen werden. § 44f AVG ist sinngemäß 
anzuwenden. 

 (7) Die Verfahren können unter Zuhilfenahme von elektronischen 
Kommunikationswegen geführt werden. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 64. (1) bis (7)… § 64. (1) bis (7)... 

 (8) Das Inhaltsverzeichnis, § 37 Abs. 4, § 41 Abs. 2 und 44 b in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag 
der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 10 
Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967 

§ 20. Scheinwerfer, Leuchten, Rückstrahler und Lichtfarben für besondere 
Zwecke 

§ 20. Scheinwerfer, Leuchten, Rückstrahler und Lichtfarben für besondere 
Zwecke 

(1) … (1) … 
 1. bis 3… .  1. bis 3. … 
 4. Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht bei  4. Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht bei 
 a) bis j)…  a) bis j)… 
 k) Fahrzeugen der Fernmeldebehörden, die für dringende Einsätze im 

Rahmen der Aufsicht über den ordnungsgemäßen und störungsfreien 
Betrieb von Funkanlagen (§§ 86 ff des Telekommunikationsgesetzes 
2003, BGBl. I Nr. 73/2003, TKG 2003) verwendet werden; 

 k) Fahrzeugen der Fernmeldebehörden, die für dringende Einsätze im 
Rahmen der Aufsicht über den ordnungsgemäßen und störungsfreien 
Betrieb von Funkanlagen (§§ 175 ff des 
Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, TKG 2021) 
verwendet werden; 

 5. bis 10. …   5. bis 10. … 
(2) bis (8)… (2) bis (8)… 

§ 135. Inkrafttreten und Aufhebung § 135. Inkrafttreten und Aufhebung 
(1) bis (40)… (1) bis (40)… 
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 (41) § 20 Abs. 1 Z 4 lit. k in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

xx/20xx tritt mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in 
Kraft. 

  

Artikel 11 
Änderung des Funkanlagen-Marktüberwachungs-Gesetzes 

Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes 
§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 
(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für (2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für 

 1. Funkanlagen, die von Funkamateuren im Sinne des 
Amateurfunkgesetzes, BGBl. I Nr. 25/1999, im Rahmen einer aufrecht 
bestehenden Bewilligung im Sinne eines technisch-experimentellen 
Funkdienstes, der die Verwendung von Erd- und Weltraumfunkstellen 
einschließt und der von Funkamateuren für die eigene Ausbildung, für 
den Verkehr der Funkamateure untereinander und für technische Studien 
verwendet werden, es sei denn, die Anlagen werden auf dem Markt 
bereitgestellt. Als nicht auf dem Markt bereitgestellt gelten: 

 1. Funkanlagen, die von Funkamateuren im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, TKG 2021, im 
Rahmen einer aufrecht bestehenden Bewilligung im Sinne eines 
technisch-experimentellen Funkdienstes, der die Verwendung von Erd- 
und Weltraumfunkstellen einschließt und der von Funkamateuren für die 
eigene Ausbildung, für den Verkehr der Funkamateure untereinander und 
für technische Studien verwendet werden, es sei denn, die Anlagen 
werden auf dem Markt bereitgestellt. Als nicht auf dem Markt 
bereitgestellt gelten: 

 a) bis c) ...  a) bis c) ... 
 2. bis 4. ...  2. bis 4. ... 

(3) ... (3) ... 
Inbetriebnahme und Nutzung von Funkanlagen Inbetriebnahme und Nutzung von Funkanlagen 

§ 24. (1) ... § 24. (1) ... 
(2) Die Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes 2003 (TKG 2003), 

BGBl. I Nr. 70/2003, über die Inbetriebnahme und den Betrieb, insbesondere der 
Abschnitte 6, 9, 10 und 11, bleiben unberührt. 

(2) Die Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBl. I 
Nr. xx/20xx, TKG 2021, über die Inbetriebnahme und den Betrieb, insbesondere 
der Abschnitte 3, 4, 5 und 15, bleiben unberührt. 

(3) ... (3) ... 
Freier Verkehr von Funkanlagen Freier Verkehr von Funkanlagen 

§ 25. (1) ... § 25. (1) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Unbeschadet des § 4 TKG 2003 kann das Fernmeldebüro auf Antrag das 

Vorführen von Funkanlagen, die den grundlegenden Anforderungen gemäß § 3 
nicht entsprechen, bewilligen, wenn dagegen aus technischer Sicht keine 
Bedenken bestehen, insbesondere wenn weder Störungen anderer 
Kommunikationseinrichtungen noch funktechnische oder elektromagnetische 
Störungen noch Gefahren für die Gesundheit oder Sicherheit von Menschen oder 
Haus- und Nutztieren oder Gütern zu erwarten sind. Eine solche Bewilligung ist 
entsprechend zu befristen. 

(2) Unbeschadet des § 29 TKG 2021 kann das Fernmeldebüro auf Antrag das 
Vorführen von Funkanlagen, die den grundlegenden Anforderungen gemäß § 3 
nicht entsprechen, bewilligen, wenn dagegen aus technischer Sicht keine 
Bedenken bestehen, insbesondere wenn weder Störungen anderer 
Kommunikationseinrichtungen noch funktechnische oder elektromagnetische 
Störungen noch Gefahren für die Gesundheit oder Sicherheit von Menschen oder 
Haus- und Nutztieren oder Gütern zu erwarten sind. Eine solche Bewilligung ist 
entsprechend zu befristen. 

(3) Für Frequenzzuteilungen, die im Rahmen einer Vorführbewilligung 
erfolgen, sowie zur Änderung und zum Widerruf dieser Frequenzzuteilungen ist 
das Fernmeldebüro zuständig. Vor Zuteilung von Frequenzen, die im 
Frequenznutzungsplan (§ 52 Abs. 2 TKG 2003) auch für Rundfunk im Sinne des 
Bundesverfassungsgesetzes vom 10. Juli 1974 über die Sicherung der 
Unabhängigkeit des Rundfunks, BGBl. Nr. 396/1974, vorgesehen sind, in einer 
Bewilligung gemäß Abs. 2 sowie vor Änderungen dieser Zuteilungen ist eine 
Stellungnahme der Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria), § 1 
KommAustria-Gesetz, BGBl. I Nr. 32/2001, einzuholen, vor Zuteilung von 
Frequenzen gemäß § 51 Abs. 3 TKG 2003 ist eine Stellungnahme der Telekom-
Control-Kommission (TKK), § 116 TKG 2003, einzuholen. 

(3) Für Frequenzzuteilungen, die im Rahmen einer Vorführbewilligung 
erfolgen, sowie zur Änderung und zum Widerruf dieser Frequenzzuteilungen ist 
das Fernmeldebüro zuständig. Vor Zuteilung von Frequenzen, die im 
Frequenznutzungsplan (§ 11 Abs. 2 TKG 2021) auch für Rundfunk im Sinne des 
Bundesverfassungsgesetzes vom 10. Juli 1974 über die Sicherung der 
Unabhängigkeit des Rundfunks, BGBl. Nr. 396/1974, vorgesehen sind, in einer 
Bewilligung gemäß Abs. 2 sowie vor Änderungen dieser Zuteilungen ist eine 
Stellungnahme der Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria), § 1 
KommAustria-Gesetz, BGBl. I Nr. 32/2001, einzuholen, vor Zuteilung von 
Frequenzen gemäß § 13 Abs. 7 Z 2 TKG 2021 ist eine Stellungnahme der 
Telekom-Control-Kommission (TKK), § 195 TKG 2021, einzuholen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 40. (1) bis (3)… § 40. (1) bis (3)... 

 (4) § 1 Abs. 2 Z 1, § 24 Abs. 2, § 25 Abs. 2 und § 25 Abs. 3 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 12 
Änderung des Funker-Zeugnis-Gesetzes 

Geltungsbereich Geltungsbereich 
§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 
(2) Soweit dieses Bundesgesetz nicht besondere Bestimmungen trifft, gelten 

für den Flugfunkdienst, für den Seefunkdienst und für den 
(2) Soweit dieses Bundesgesetz nicht besondere Bestimmungen trifft, gelten 

für den Flugfunkdienst, für den Seefunkdienst und für den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Binnenschiffsfunkdienst die Bestimmungen des Telekommunikationsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 100/1997. 

Binnenschiffsfunkdienst die Bestimmungen des 
Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, TKG 2021. 

Voraussetzungen für die Ausstellung Voraussetzungen für die Ausstellung 
§ 6. (1) Ein Funker-Zeugnis ist auf Antrag auszustellen, wenn der 

Antragsteller 
§ 6. (1) Ein Funker-Zeugnis ist auf Antrag auszustellen, wenn der 

Antragsteller 
 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
 3. die ihm durch das Telekommunikationsgesetz auferlegte Verpflichtung 

zur Geheimhaltung schriftlich bekräftigt hat. 
 3. die ihm durch das Telekommunikationsgesetz 2021auferlegte 

Verpflichtung zur Geheimhaltung schriftlich bekräftigt hat. 
(2) ... (2) ... 

 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 

Anerkennung ausländischer Funker-Zeugnisse Anerkennung ausländischer Funker-Zeugnisse 
§ 8. (1) ... § 8. (1) ... 
(2) Im Ausland ausgestellte gültige Funker-Zeugnisse können auf Antrag 

anerkannt werden, wenn der Antragsteller 
(2) Im Ausland ausgestellte gültige Funker-Zeugnisse können auf Antrag 

anerkannt werden, wenn der Antragsteller 
 1. ...  1. ... 
 2. die ihm durch das Telekommunikationsgesetz auferlegte Verpflichtung 

zur Geheimhaltung schriftlich bekräftigt hat und wenn 
 2. die ihm durch das Telekommunikationsgesetz 2021auferlegte 

Verpflichtung zur Geheimhaltung schriftlich bekräftigt hat und wenn 
 3. ...  3. ... 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 
Entziehung Entziehung 

§ 12. (1) Die Entziehung ist auszusprechen, wenn § 12. (1) Die Entziehung ist auszusprechen, wenn 
 1. der Inhaber des Funker-Zeugnisses oder der Anerkennung gemäß § 8 

Abs. 2 gegen dieses Gesetz, gegen eine auf Grund dieses Gesetzes 
erlassene Verordnung oder gegen das Telekommunikationsgesetz, 
BGBl. I Nr. 100/1997, gröblich oder wiederholt verstößt, 

 1. der Inhaber des Funker-Zeugnisses oder der Anerkennung gemäß § 8 
Abs. 2 gegen dieses Gesetz, gegen eine auf Grund dieses Gesetzes 
erlassene Verordnung oder gegen das Telekommunikationsgesetzes 2021, 
gröblich oder wiederholt verstößt, 

 2. und 3. ...  2. und 3. ... 
(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 24. (1) bis (5)… § 24. (1) bis (5)... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (6) § 1 Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 3, § 8 Abs. 2 Z 2 und § 12 Abs. 1 Z 1 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 13 
Änderung des Rundfunkgebührengesetzes 

Verfahren Verfahren 
§ 6. (1) bis (4) ... § 6. (1) bis (4) ... 
(5) Besteht der begründete Verdacht, daß eine Mitteilung bzw. Angabe 

gemäß § 2 Abs. 5 unrichtig ist, oder wird eine solche trotz Mahnung verweigert, 
so hat die Gesellschaft eine Überprüfung der Gebührenpflicht seitens der örtlich 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu veranlassen, die dabei § 86 Abs. 4 
und 5 des Telekommunikationsgesetzes 2003, BGBl. I Nr. 70/2003, sinngemäß 
anzuwenden hat. 

(5) Besteht der begründete Verdacht, daß eine Mitteilung bzw. Angabe 
gemäß § 2 Abs. 5 unrichtig ist, oder wird eine solche trotz Mahnung verweigert, 
so hat die Gesellschaft eine Überprüfung der Gebührenpflicht seitens der örtlich 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu veranlassen, die dabei § 175 Abs. 4 
und 5 des Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBl. I Nr. xx/20xx, sinngemäß 
anzuwenden hat. 

Vollziehung und Inkrafttreten Vollziehung und Inkrafttreten 
§ 9. (1) bis (8) ... § 9. (1) bis (8) ... 

 (9) § 6 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/20xx tritt 
mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

  

Artikel 14 
Änderung des Fernsprechentgeltzuschussgesetz 

Information Information 
§ 12. (1) ... § 12. (1) ... 
(2) Die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH hat der GIS Gebühren 

Info Service GmbH die ihr gemäß § 18 des Telekommunikationsgesetzes, BGBl. I 
Nr. 100/1998, angezeigten Entgelte mitzuteilen. 

(2) Die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH hat der GIS Gebühren 
Info Service GmbH die ihr gemäß § 133 des Telekommunikationsgesetzes 2021, 
BGBl. I Nr. xx/20xx, angezeigten Entgelte mitzuteilen. 

(3) ... (3) ... 



  20 von 22 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

§ 16. (1) bis (6) ... § 16. (1) bis (6) ... 
 (7) § 12 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/20xx mit 

dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

Artikel 15 

Änderung des Audiovisuelle Mediendienste-Gesetzes 
Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 2. 1. bis 41. § 2. 1. bis 41. 
 42. Zugehörige Einrichtungen: diejenigen mit einem Kommunikationsnetz 

(§ 3 Z 11 TKG 2003) und/oder einem Kommunikationsdienst (§ 3 Z 9 
TKG 2003) verbundenen Einrichtungen, welche die Bereitstellung von 
Diensten über dieses Netz und/oder diesen Dienst ermöglichen und/oder 
unterstützen. Dieser Begriff schließt auch Zugangsberechtigungssysteme 
und elektronische Programmführer ein; 

 42. Zugehörige Einrichtungen: diejenigen mit einem Kommunikationsnetz 
(§ 4 Z 1 TKG 2021) und/oder einem Kommunikationsdienst (§ 4 Z 4 
TKG 2021) verbundenen Einrichtungen, welche die Bereitstellung von 
Diensten über dieses Netz und/oder diesen Dienst ermöglichen und/oder 
unterstützen. Dieser Begriff schließt auch Zugangsberechtigungssysteme 
und elektronische Programmführer ein; 

 43. …  43. … 
 44. Zusatzdienst: ein über eine Multiplex-Plattform zusätzlich zum digitalen 

Programm verbreiteter Dienst. 
 44. Zusatzdienst: ein über eine Multiplex-Plattform zusätzlich zum digitalen 

Programm verbreiteter Dienst oder ein mit dem digitalen Programm 
verbundener ergänzender Dienst. 

Terrestrische Frequenzzuordnung Terrestrische Frequenzzuordnung 
§ 12. (1) bis (2) … § 12. (1) bis (2) … 
(3) Sonstige verfügbare Übertragungskapazitäten kann die 

Regulierungsbehörde nach Maßgabe des Digitalisierungskonzepts und nach 
Anhörung des Bundeskanzlers auch für andere Dienste nach den Bestimmungen 
des TKG 2003 heranziehen. 

(3) Sonstige verfügbare Übertragungskapazitäten kann die 
Regulierungsbehörde nach Maßgabe des Digitalisierungskonzepts und nach 
Anhörung des Bundeskanzlers auch für andere Dienste nach den Bestimmungen 
des TKG 2021 heranziehen. 

Zugang zu Multiplex-Plattformen Zugang zu Multiplex-Plattformen 
§ 27. (1) bis (3) … § 27. (1) bis (3) … 
(4) Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze kommen nur zur 

Anwendung, soweit dem Multiplex-Betreiber nicht aufgrund eines Verfahrens 
nach §§ 36 ff TKG 2003 spezifische Verpflichtungen auferlegt wurden. 

(4) Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze kommen nur zur 
Anwendung, soweit dem Multiplex-Betreiber nicht aufgrund eines Verfahrens 
nach §§ 87 ff TKG 2021 spezifische Verpflichtungen auferlegt wurden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zugang zu zugehörigen Einrichtungen Zugang zu zugehörigen Einrichtungen 

§ 27a. (1) … § 27a. (1) … 
(2) Die Regulierungsbehörde kann Betreibern Verpflichtungen auferlegen, 

die den Zugang zu zugehörigen Einrichtungen im Sinne des Abs. 1 und die 
diskriminierungsfreie Nutzung dieser Einrichtungen sicherstellen. Dabei hat die 
Regulierungsbehörde insbesondere sicherzustellen, dass 

(2) Die Regulierungsbehörde kann Betreibern Verpflichtungen auferlegen, 
die den Zugang zu zugehörigen Einrichtungen im Sinne des Abs. 1 und die 
diskriminierungsfreie Nutzung dieser Einrichtungen sicherstellen. Dabei hat die 
Regulierungsbehörde insbesondere sicherzustellen, dass 

 1. falls elektronische Programmführer (Navigator) angeboten werden, über 
diese die digitalen Programme und Zusatzdienste unter fairen, 
ausgewogenen und nicht diskriminierenden für den Konsumenten 
auffindbar sind, 

 1. falls elektronische Programmführer (Navigator) angeboten werden, über 
diese die digitalen Programme und Zusatzdienste unter fairen, 
ausgewogenen und nicht diskriminierenden Bedingungen für den 
Konsumenten auffindbar sind, 

 2. …  2. … 
(3) Die Regulierungsbehörde hat mit Verordnung festzulegen, zu welchen 

zugehörigen Einrichtungen Zugang im Sinne des Abs. 1 zu gewähren ist und auf 
welche Weise eine diskriminierungsfreie Nutzung dieser Einrichtungen 
sicherzustellen ist. Vor Erlassung einer Verordnung ist ein 
Konsultationsverfahren gemäß § 128 TKG 2003 durchzuführen. 

(3) Die Regulierungsbehörde hat mit Verordnung festzulegen, zu welchen 
zugehörigen Einrichtungen Zugang im Sinne des Abs. 1 zu gewähren ist und auf 
welche Weise eine diskriminierungsfreie Nutzung dieser Einrichtungen 
sicherzustellen ist. Vor Erlassung einer Verordnung ist ein 
Konsultationsverfahren gemäß § 206 TKG 2021 durchzuführen. 

(4) Bevor die Regulierungsbehörde Betreibern Verpflichtungen gemäß 
Abs. 2 auferlegt, hat sie ein Konsultationsverfahren gemäß § 128 TKG 2003 
durchzuführen. Falls die Anordnung Auswirkungen auf den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft hat, hat die Regulierungsbehörde 
auch ein Koordinationsverfahren gemäß § 129 TKG 2003 durchzuführen. 

(4) Bevor die Regulierungsbehörde Betreibern Verpflichtungen gemäß 
Abs. 2 auferlegt, hat sie ein Konsultationsverfahren gemäß § 206 TKG 2021 
durchzuführen. Falls die Anordnung Auswirkungen auf den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft hat, hat die Regulierungsbehörde 
auch ein Koordinationsverfahren gemäß § 207 TKG 2021 durchzuführen. 

Zugang zu Zugangsberechtigungssystemen Zugang zu Zugangsberechtigungssystemen 
§ 27b. (1) Die Regulierungsbehörde hat mit Verordnung Bedingungen für 

Zugangsberechtigungssysteme festzulegen, die den fairen, angemessenen und 
diskriminierungsfreien Zugang zu diesen Diensten gewährleisten. Die 
Regulierungsbehörde berücksichtigt dabei die Bestimmungen des Anhangs I der 
Richtlinie 2002/19/EG („Zugangsrichtlinie“). 

§ 27b. (1) Die Regulierungsbehörde hat mit Verordnung Bedingungen für 
Zugangsberechtigungssysteme festzulegen, die den fairen, angemessenen und 
diskriminierungsfreien Zugang zu diesen Diensten gewährleisten. Die 
Regulierungsbehörde berücksichtigt dabei die Bestimmungen des Anhangs II 
Teil I der Richtlinie (EU) 2018/1972 über den europäischen Kodex für die 
elektronische Kommunikation. 

(2) Auf Antrag des betroffenen Betreibers oder von Amts wegen und nach 
Durchführung eines Marktanalyseverfahrens gemäß § 37 Abs. 1 TKG 2003 kann 
die Regulierungsbehörde die in der Verordnung nach Abs. 1 festgelegten 
Bedingungen für Betreiber die nicht über eine beträchtliche Marktmacht 
verfügen, ändern oder aufheben sofern, die in Art. 6 Abs. 3 lit. a und b der 
Richtlinie 2002/19/EG („Zugangsrichtlinie“) angeführten Bedingungen vorliegen. 

(2) Auf Antrag des betroffenen Betreibers oder von Amts wegen und nach 
Durchführung eines Marktanalyseverfahrens gemäß § 89 Abs. 1 TKG 2021 kann 
die Regulierungsbehörde die in der Verordnung nach Abs. 1 festgelegten 
Bedingungen für Betreiber, die nicht über eine beträchtliche Marktmacht 
verfügen, ändern oder aufheben, sofern die in Art. 62 Abs. 2 lit. a und b der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 über den europäischen Kodex für die elektronische 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kommunikation angeführten Bedingungen vorliegen. 

(3) Bevor die Regulierungsbehörde Bedingungen für Betreiber ändert oder 
aufhebt hat sie ein Konsultationsverfahren gemäß § 128 TKG 2003 
durchzuführen. Falls die Anordnung Auswirkungen auf den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft hat, hat die Regulierungsbehörde 
auch ein Koordinationsverfahren gemäß § 129 TKG 2003 durchzuführen. 

(3) Bevor die Regulierungsbehörde Bedingungen für Betreiber ändert oder 
aufhebt, hat sie ein Konsultationsverfahren gemäß § 206 TKG 2021 
durchzuführen. Falls die Anordnung Auswirkungen auf den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union hat, hat die Regulierungsbehörde auch 
ein Koordinationsverfahren gemäß § 207 TKG 2021 durchzuführen. 

Interoperabilität von Digitalfernsehgeräten Interoperabilität von Digitalfernsehgeräten 
§ 27c. Die Regulierungsbehörde hat mit Verordnung Anforderungen für die 

Interoperabilität von Digitalfernsehgeräten festzulegen. Die Regulierungsbehörde 
berücksichtigt dabei die Bestimmungen des Anhangs VI der Richtlinie 
2002/22/EG („Universaldienstrichtlinie“). 

§ 27c. Die Regulierungsbehörde hat mit Verordnung Anforderungen für die 
Interoperabilität von Digitalfernsehgeräten festzulegen. Die Regulierungsbehörde 
berücksichtigt dabei Art. 113 Abs. 1 und 3 und Anhang XI Z 1 und 2 der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 über den europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation. 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 
§ 69. (1) bis (12) …  § 69. (1) bis (12) …  

 (13) § 2 Z 42 und 44, § 12 Abs. 3, § 27 Abs. 4, § 27a Abs. 2, 3 und 4, § 27b 
Abs. 1, 2 und 3, sowie § 27c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2021 treten treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden 
Monatsersten in Kraft. 
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